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ZUSIC HE RUNG  

 

I. 

 

 

im Folgenden kurz „Förderungswerberin bzw. Förderungswerber“ genannt, werden gemäß § 45 im 

Zusammenhang mit § 37 des Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes - 

WWFSG 1989, LGBl. für Wien Nr. 18/1989 in der geltenden Fassung und der Sanierungs- und Dekar-

bonisierungsverordnung (SanDekVO) LGBl. für Wien Nr. 15/2024 idF LGBl. Nr. 56/2025, zur Vor-

nahme von Sanierungsmaßnahmen in dem Objekt Wien 21, Kummergasse 3 

 

auf der Liegenschaft  EZ 4242 

der Katastralgemeinde 01616 Stammersdorf 

 

 

ein einmaliger nichtrückzahlbarer Beitrag im Ausmaß von 524.090,00 EUR zur Vornahme folgender 

Sanierungsmaßnahmen zugesichert: 

Erhaltungsmaßnahmen gemäß § 38 WWFSG 89 an und in einem Gebäude in Verbindung mit Sanie-

rungs- und Dekarbonisierungsverordnung LGBl. für Wien Nr. 15/2024 idF LGBl. Nr. 56/2025: 

§ 8 (Erhaltungsmaßnahmen, einm. nichtrückz. Beitrag) 
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II. 

 

Für die Zusicherung gelten folgende Bedingungen, Beschränkungen und Auflagen: 

 

 

1) Die Bestimmungen des WWFSG und der dazu ergangenen Durchführungsverordnungen der Wie-

ner Landesregierung in der geltenden Fassung bilden einen Bestandteil dieser Zusicherung. 

 

Die in der Empfehlung bzw. dem (Vor-)Prüfbericht des wohnfonds_wien, Fonds für Wohnbau und 

Stadterneuerung (wf_w) enthaltenen und von der Förderungswerberin bzw. vom Förderungswerber 

durch Unterschrift akzeptierten Auflagen gelten als Bedingungen dieser Zusicherung. 

 

Durch die Unterfertigung dieser Zusicherung erklärt sich die Förderungswerberin bzw. der Förde-

rungswerber unwiderruflich mit allen Bestimmungen dieser Zusicherung, als für sie bzw. ihn rechts-

verbindlich, einverstanden. 

 

Die im Vorprüfbericht bzw. im Prüfbericht empfohlene Förderung setzt aufrechte Miet- oder sonstige 

Nutzungsverhältnisse voraus. Für zur Gänze bestandsfreie Objekte ist ausschließlich eine Förderung 

im Rahmen einer Totalsanierung möglich. 

 

Sollte daher im Zuge der Projektabwicklung Bestandsfreiheit festgestellt werden, wird bei Vorliegen 

der förderungsrechtlichen Voraussetzungen und Zustimmung der Förderungswerberin bzw. des För-

derungswerbers auf Totalsanierung umgestellt, anderenfalls die Förderung zu widerrufen ist. 

 

Die Unterfertigung ist von sämtlichen Mieteigentümerinnen bzw. Miteigentümer bzw. durch den mit-

tels Prozessvollmacht ausgewiesene Vertreterinnen bzw. ausgewiesenen Vertreter vorzunehmen. 

 

Diese Zusicherung ist gegengezeichnet in Papierform oder mittels ID-Austria als Einverständniserklä-

rung an das Amt der Wiener Landesregierung zu retournieren. 

 

 

Auszahlungskonto 

 

2.) Die in Abschnitt I. angeführten Mittel (nicht rückzahlbarer Beitrag) werden auf ein von der Förde-

rungswerberin bzw. dem Förderungswerber bzw. der bevollmächtigten Vertretung bekanntzugeben-

des inländisches Bankkonto, welches kein eigenes Bausonderkonto sein muss, überwiesen. 

 

Sämtliche auf dieses Bankkonto auf Aufforderung des Prüforganes (wf_w) zu überweisende Geldmit-

tel sind ausschließlich zur Finanzierung der Sanierungsmaßnahmen laut Prüfbericht des wohn-

fonds_wien zu verwenden. 

 

Vom Prüforgan freigegebene Auszahlungsbeträge sind nach Maßgabe der vertraglichen Vereinba-

rungen unverzüglich den berechtigten Professionistinnen bzw. Professionisten zu überweisen. 
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Die Sanierungsmaßnahmen dürfen nicht zur Unzeit vorgenommen werden und sind unter möglichster 

Schonung der Rechte der Mieterinnen bzw. Mieter durchzuführen, widrigenfalls eine missbräuchliche 

Handhabung zur Einstellung der Förderungsleistung führt. 

 

Abweichungen von der Empfehlung/dem Vorprüfbericht des wohnfonds_wien und von der geneh-

migten Kostenberechnung bedürfen der vorherigen Zustimmung des Amtes der Wiener Landesre-

gierung. 

 

Die Fertigstellungsanzeige gemäß § 128 Bauordnung für Wien idgF. ist zeitgerecht und ohne unnöti-

gen Aufschub zu erstatten. 

 

 

5) Mit den Bauarbeiten ist längstens innerhalb von 6 Monaten nach Zustellung dieser Zusicherung zu 

beginnen. Die Arbeiten sind von hierzu Befugten auszuführen. Die dieser Zusicherung zu Grunde lie-

genden Arbeiten sind längstens innerhalb von 3 Jahren fertig zu stellen. 

 

 

6) Änderungen der geförderten Objekte, insbesondere Änderungen um mehr als 3 Prozent der Nutz-

fläche über das vorgesehene Ausmaß, Umwidmungen usw. sind an die vorherige ausdrückliche 

schriftliche Zustimmung des Amtes der Wiener Landesregierung gebunden. 

 

Die im Vorprüfbericht bzw. im Prüfbericht empfohlene Förderung setzt aufrechte Miet- oder sonstige 

Nutzungsverhältnisse voraus. Für zur Gänze bestandsfreie Objekte ist ausschließlich eine Förderung 

im Rahmen einer Totalsanierung möglich. 

 

Sollte daher im Zuge der Projektabwicklung gänzliche Bestandsfreiheit festgestellt werden, ist die För-

derung über Antrag - wenn möglich - auf Totalsanierung umzustellen bzw. zu widerrufen.  

 

 

Endabrechnung 

 

7) Nach Vollendung der Bauführung hat die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber ohne 

Verzug, längstens jedoch ein Jahr danach, die Endabrechnung über die Kosten der Bauführung dem 

Amt der Wiener Landesregierung zur Feststellung der Gesamtbaukosten und Genehmigung vorzule-

gen. Diese Endabrechnung wird im Auftrag des Amtes der Wiener Landesregierung durch den wohn-

fonds_wien überprüft. 

 

Legt die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber die Endabrechnung nicht fristgerecht vor, 

so kann das Amt der Wiener Landesregierung die Gesamtbaukosten durch den wohnfonds_wien oder 

einen geeigneten Dritten auf Kosten der Förderungswerberin bzw. des Förderungswerbers feststel-

len lassen und der Endabrechnung zu Grunde legen, sofern nicht die Förderung widerrufen wird. 

 

Durch Annahme der Förderungszusicherung bringt die Förderungswerberin bzw. der Förderungs-

werber zum Ausdruck, dass sie bzw. er solche Kosten übernimmt. 

 

Wurden neben der Förderung nach dem WWFSG andere Förderungen (beispielsweise aus Mitteln des 

Altstadterhaltungsfonds bzw. des Bundesdenkmalamtes) in Anspruch genommen, sind diese in der 

Endabrechnung gesondert auszuweisen. 
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8) Die vom Amt der Wiener Landesregierung genehmigte Endabrechnung bildet die Grundlage für 

die endgültige betragliche Festsetzung des nichtrückzahlbaren Beitrags. Dies kann zur teilweisen 

Rückforderung bereits ausbezahlter Förderungsleistungen führen. 

 

 

Widerruf bzw. Rückforderung von Förderungsleistungen 

 

9) Die Zusicherung kann widerrufen werden, wenn die Förderungswerberin bzw. der Förderungswer-

ber die übernommenen Verpflichtungen nicht einhält oder der Zweck der Förderung gefährdet er-

scheint. 

 

 

10) Im Sinne des § 44 Abs. 3 und § 45 WWFSG ist der Förderungsgeber berechtigt die Beitragsleistung 

einzustellen bzw. den bereits ausbezahlten Beitrag bzw. Zuschuss rück zu fordern, wenn die Förde-

rungswerberin bzw. der Förderungswerber 

 

a) die ihr bzw. ihm gesetzlich obliegende Erhaltung des Gebäudes unterlässt, 

 

b) Bedingungen oder Auflagen dieser Zusicherung nicht erfüllt, 

 

c) die Beiträge nicht bestimmungsgemäß verwendet, 

 

d) ohne Zustimmung des Landes Wien Wohnungen zur Gänze oder zum Teil in Räume anderer Art 

umwandelt (oder sonst widmungswidrig verwendet bzw. dies zulässt), vereinigt oder trennt oder 

am Gebäude erhebliche wertvermindernde Änderungen vornimmt oder zulässt, 

 

e) das Gebäude nicht ausreichend gegen Brandschaden versichert hält, 

 

f) das Eigentum (Wohnungseigentum oder Eigentumsanteile) am geförderten Objekt/Liegen-

schaft oder das Baurecht ohne Zustimmung des Landes durch Rechtsgeschäft unter Lebenden 

überträgt oder 

 

g) den zur Überwachung der bedungenen Bauausführung oder der bestimmungsgemäßen Ver-

wendung bestellten Personen den Zutritt in das geförderte Objekt in zumutbarem Umfang nicht 

ermöglicht. 

 

h) Die Beitragsleistungen können ebenfalls eingestellt bzw. rückgefordert werden, wenn im Zuge 

der Projektabwicklung durch den wohnfonds_wien oder den Förderungsgeber gänzliche Be-

standsfreiheit festgestellt und eine Umstellung auf Totalsanierung nicht beantragt wird oder nicht 

möglich ist. 

 

Im Falle der Rückforderung der Förderungsleistungen ist der Förderungsgeber berechtigt den zuge-

zählten Betrag ab Eintritt des Rückforderungsgrundes mit 6 % p.a. zu verzinsen. 

 

 

11) Der Förderungsgeber hat die Berechtigung, im Falle von Förderungswidrigkeiten eine teilweise 

bzw. gänzliche Rückforderung eventuell bereits zu Unrecht ausbezahlter Beiträge auszusprechen. 
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Jedenfalls ist der Förderungsgeber berechtigt - so sich vor der Endabrechnung Verringerungen erge-

ben - adäquate Reduktionen der entsprechenden Beiträge auf den jeweils aktuellen Betrag vorzuneh-

men. 

 

Eine sofortige Rückforderung des bereits zur Auszahlung gelangten nichtrückzahlbaren Beitrages 

greift Platz, wenn die Baulichkeit in einer den Bestimmungen des Wohnbauförderungs- und Wohn-

haussanierungsgesetzes widersprechenden Weise umgeändert oder veräußert wird. 

 

 

 

kurzfristige Beherbergungszwecke 

12) Wurden Wohnungen für kurzfristige Beherbergungszwecke (mehr als 90 Tag im Jahr) baurecht-

lich genehmigt und/oder grundbücherlich umgewidmet, dann sind diese förderungsrechtlich weder 

Wohnungen iS des § 33 Abs. 3 Z 3 WWFSG ("zur Befriedigung des dringenden Wohnbedürfnisses ih-

rer Bewohner regelmäßig verwendet") noch Geschäftslokale iS des § 2 Z 2 WWFSG und sind daher im 

Bereich der Sanierung nicht nach dem WWFSG bzw. des San-Dek-VO förderbar. Zuwiderhandeln un-

terliegt förderungsrechtlichen Konsequenzen. 

 

 

 

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 

 

13) Es wird darauf hingewiesen, dass folgende Verarbeitungen entsprechend den Informationen ge-

mäß Art. 13 und Art. 14 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) vorgenommen werden: 

▪ Vornahme von Transparenzportalabfragen zur Vermeidung von Doppelförderungen sowie 

Übermittlung von Förderungen und damit im Zusammenhang stehender personenbezogener 

Daten (vgl. § 25 Transparenzdatenbankgesetz 2012- TDBG 2012) an den Bundesminister für 

Finanzen zum Zwecke der Verarbeitung in der Transparenzdatenbank (§§ 15 und 16 Wiener 

Fördertransparenzgesetz (Wr. FTG) bzw. §§ 25 und 32 TDBG 2012).  

▪ Veröffentlichung von ausbezahlten Förderungen und damit im Zusammenhang stehender 

personenbezogener Daten (Name/Bezeichnung, Postleitzahl, Fördergegenstand sowie aus-

bezahlter Förderbetrag) in einem Förderbericht (§ 5 Wr. FTG).  

Es wird darauf hingewiesen, dass Förderzusicherungen gemäß den Verpflichtungen des Informations-

freiheitsgesetzes (IFG) zur Erfüllung der proaktiven Informationspflicht gemäß § 4 IFG auf 

www.data.gv.at veröffentlicht bzw. aufgrund eines Informationsbegehrens gemäß §§ 7 IFG herausge-

geben werden können. Die Veröffentlichung bzw. Herausgabe erfolgt nur insofern bzw. insoweit, als 

dieser keine Geheimhaltungsgründe (§ 6 IFG) entgegenstehen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass das Bundesministerium für Finanzen die in § 40k Abs. 3 Transpa-

renzdatenbankgesetz 2012 (TDBG 2012) genannten Daten von Förderungen (insb. Name/Bezeich-

nung der Fördernehmerin bzw. des Fördernehmers, ausbezahlter Förderbetrag, PLZ, Rechtsform) ab 

einer Förderhöhe von EUR 1.500 gemäß den Bestimmungen des § 40k TDBG 2012 auf www.transpa-

renzportal.gv.at für die Dauer von 5 Jahren veröffentlicht (ausgenommen davon sind Förderungen an 

Privatpersonen). 

 

  

http://www.data.gv.at/
http://www.transparenzportal.gv.at/
http://www.transparenzportal.gv.at/
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Gebührenbefreiung 

 

14) Sich ergebende Gebühren und sonstige öffentliche Abgaben, sofern sie nicht unter die Befreiungs-

bestimmungen gemäß § 42 WSG 1984 fallen, hat die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber 

zu tragen.  

 

 

 

Gerichtsstand 

 

15) Für alle aus diesem Rechtsgeschäft etwa entspringenden Rechtsstreitigkeiten, die nicht kraft Ge-

setzes vor einen besonderen ausschließlichen Gerichtsstand gehören, sind in erster Instanz die sach-

lich zuständigen Gerichte am Sitze der Wiener Landesregierung Wien 1, Rathaus, ausschließlich zu-

ständig. 

 

 

 

 

 

 

 

Wien, am ___________________ ___________________________________ 

 Unterschrift der Förderungswerberin  

 bzw. des Förderungswerbers 

 bzw. der bzw. des bevollmächtigten  

 Vertreterin bzw. Vertreters 
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